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D ie Corona-Krise konfron-
tiert uns mit einer Reali-
tät, die wir in dieser
Form noch nie zuvor er-

lebt haben“, sagt Simon Andreas
Güntner. Der deutsche Soziologe
ist Professor an der TU Wien und
beschäftigt sich schwerpunkt-
mäßig mit Raumsoziologie und
Fragen des urbanen Zusammen-
lebens. „Entsprechend neu und
ungewohnt ist die derzeitige Defi-
nition des Wohnens, das sich
durch die Überlappung mit zu-
sätzlichen Funktionen wie etwa
Schule und Arbeit vollkommen
verändert. Wir müssen uns damit
arrangieren, dass die Wohnung
nun mehr ist als bloß der Ort des
persönlichen Rückzugs. Wir müs-
sen das Wohnen neu lernen.“

Doch während die einen damit
beschäftigt sind, ihre Wohnung
umzubauen und coronatauglich
zu machen (das Architekturzen-
trum Wien hat dazu sogar einen
Instagram-Aufruf unter dem
Hashtag #WieWirCoronaWohnen
gestartet), fürchten die anderen
schlichtweg um ihre Exis-
tenz. Kurzarbeit, Arbeitslosigkeit
und der plötzliche Entfall von
Umsätzen und selbstständigen
Lebensgrundlagen führen in tau-
senden Fällen zu prekären Situa-
tionen.

Die Folge sind Mietrückstände,
finanzielle Mittellosigkeit und
manchmal sogar auslaufende
Mietverträge, die laut demviertem
Covid-19-Bundesgesetz zwar in
beiderseitigem Einvernehmen
zwischen Mieter und Vermieter
verlängert werden „können“ –
aber eben nicht müssen. In Härte-
fällen kann der Vermieter den be-
fristeten Vertrag beenden – und
das in einer Zeit, in der Woh-
nungssuche, Übersiedelung und
Möbelbeschaffung de facto un-
möglich durchzuführen sind.

„Die kurzfristigen Maßnahmen
und wirtschaftlichen Konsequen-
zen rundumdieCorona-Krisema-
chen die schon seit langem be-
stehende Problematik Wohnen
jetzt umso deutlicher“, sagt die
Wiener Architektin Gabu Heindl,
die an der Architectural Associa-
tion (AA) in London unterrichtet.
„Mit den 1994 eingeführten Lage-
zuschlägen und Befristungen, die
heute gang und gäbe sind und die
dieMieterinnen alle drei Jahre vor
potenzielle Wohnungslosigkeit
stellen, wenn sie nicht den Mund
halten und laufende Mieterhö-
hungen in Kauf nehmen, was wie-
derum zu Mietexplosionen am
privaten Wohnungsmarkt führt,
wurde das Mietrechtsgesetz mehr
und mehr prekarisiert.“ Und das
Problem ist kein geringes: Allein

2017 wurden 70 Prozent aller pri-
vaten Wiener Mietverträge befris-
tet abgeschlossen.

Um auf die bestehenden Miss-
ständehinzuweisen, die inderCo-
rona-Krise mitunter zu Ausweglo-
sigkeiten führen, verfasste Heindl
gemeinsam mit Bettina Köhler,
Stadtforscherin und Sozialwis-
senschafterin an der Universität
Wien, einen offenenBriefmit dem
Titel Wer zahlt die Krise?, der die-
ser Tage über mehrere Print- und
Onlinemedien publikgemacht
wurde. Mehr als hundert Wissen-
schafter, Architekturschaffende
und Universitätsprofessorinnen
haben sich dem Brief mit ihrer
Unterschrift angeschlossen.

Problem Befristungen
Zu den darin geäußerten Forde-

rungen zählen unter anderem die
Stärkung der Mittel und Kapazitä-
ten von Frauenhäusern, die Öff-
nung von Hotels, Airbnb-Apart-
ments und leerstehenden Woh-
nungen für Wohnungs- und Ob-
dachlose, die Aussetzung von
Kündigungen und Mieterhöhun-
gen während der Corona-Krise so-
wie klareRegelungen zuMietzins-
reduktionen und Mietenerlässen
als Alternative zu den im Bundes-
gesetz dargestelltenMietstundun-
gen, die mit bis zu vier Prozent

verzinst werden dürfen und die
die Mieter mittelfristig sogar noch
stärker belasten.

„Wohnen ist wie Bildung,
Arbeit und Gesundheit ein Men-
schenrecht, doch in der Corona-
Krise ist dieses Menschenrecht
noch stärker gefährdet“, sagen
Heindl und Köhler. „Der Um-
stand, dass wir immer mehr
Wohnraum in die Hände von
Fonds, internationalen Konsor-
tien und institutionalisierten, ge-
winnorientierten Großbesitzver-
waltern übergeben, macht das
Einfordern dieses Grundrechts
nicht gerade einfacher, aber umso
wichtiger.“

Auch Martin Orner, Obmann
und Geschäftsführer des gemein-
nützigen Bauträgers EBG, selbst
Mitunterzeichner des Briefs,
meint: „Wir haben in der Corona-
Krise mit Ausfällen zu rechnen,
undes stellt sichdieFrage,wiewir
diese finanziellen Lasten fair ver-
teilen. Es kann nicht sein, dass die
Verluste von den Schwächsten in
der Gesellschaft getragen werden
müssen,währenddieGewinnebei
den Reichsten unangetastet blei-
ben. Daher braucht es eine Rege-
lung, wie auch Vermieterinnen
und Grundstückseigentümer ihre
soziale Verantwortung wahrneh-
men.“ Für inNot geratene Vermie-

ter schlagen die Autorinnen im of-
fenen Brief die Errichtung eines
Härtefonds vor.

„Die Corona-Krise macht nichts
anderes, als schon lang bestehen-
de Problemlagen zuzuspitzen“,
kontert Barbara Ruhsmann, Ob-
frau des Forums Wohn-Bau-Poli-
tik. „Ich glaube allerdings nicht,
dass eshilft,wenn jetzt alle inden-
selben Debattenmustern verblei-
ben wie in den letzten Jahrzehn-
ten auch schon. Fruchtbarer wäre
es, unsereWohnpolitik überhaupt
gründlich zu überdenken, das
Mietrechtsgesetz zu reformieren
und – wie im türkis-grünen Regie-
rungsprogrammangekündigt – die
Expertise der Bevölkerung in
Form von Enqueten und Bürger-
konvents einzubeziehen.“

Selbstredend, dass der offene
Brief auch in der Immobilienwirt-
schaft nicht nur auf Zustimmung
stößt. „Gerade die privaten Immo-
bilieneigentümer haben schon im
Zuge der Regelungen der Gewer-
bemieten eine immense Belastung
zu spüren bekommen“, sagt San-
dra Bauernfeind, VorstanddesÖs-
terreichischen Verbands der Im-
mobilienwirtschaft (ÖVI). „Daher
sind wir um einen offenen Dialog
zwischen Vermieter und Mieter
bemüht – allerdings ohne weitere
zusätzliche legistische Regelun-

gen.“Martin Prunbauer, Präsident
des Österreichischen Haus- und
Grundbesitzerbundes (ÖHGB),
meint: „Private Immobilieneigen-
tümer leisten einen großen Anteil
an der Gesamtinvestitionssumme
im Bau- und Baunebengewerbe
und erweisen sich als stabiler
Konjunkturmotor für die heimi-
sche Wirtschaft. Diesen Men-
schen jetzt noch mehr wegzuneh-
men ist eindeutig der falsche
Weg.“

Die Diskussion ist eröffnet
Und Kaspar Erath, Obmann des

Vereins zur Revitalisierung und
architektonischen Aufwertung
der Wiener Gründerzeithäuser,
äußert sich auf Anfrage des
ΔTANDARD: „Ernährung und Ge-
sundheit sind auch ein Grund-
recht. Niemand kommt auf die
Idee, die Supermärkte und Apo-
theker zu attackieren und zu for-
dern, Lebensmittel und Arzneien
im Härtefall kostenfrei zur Verfü-
gung zu stellen. Warum also beim
Wohnen?Wenndas soweitergeht,
dann könnenwir ambesten gleich
alle enteignen und eine riesen-
große österreichische Kommune
machen!“

Die Diskussion ist eröffnet. Der
offene Brief mit Forderungen an
die private Immobilienwirtschaft
und längst überfälligen Fragen der
Risikoverantwortung und Vertei-
lung auf der einen Seite sowie die
Ängste und Gegenwehrmechanis-
men der privaten Wohnungsver-
mieter und ihrer Interessensver-
tretungen auf der anderen Seite
zeigen vor allem eines auf – dass
die Bundesregierung in Sachen
Wohnrecht und Mietrechtsgesetz
in und nach Corona einige drin-
gend anstehende Hausaufgaben
zu erledigen hat.

„Wir müssen verstehen“, sagt
Bernd Rießland, Vorstandsmit-
glied der Sozialbau AG und Ob-
mann des Österreichischen Ver-
bands gemeinnütziger Bauver-
einigungen (GBV), „dass der öster-
reichische Staat in der Corona-
Krise kein Bösewicht ist, sondern
lediglich in unser aller Interesse
als Organisator und Manager mit
entsprechenden Corona-Maßnah-
men agiert, weil es ja auch unser
aller Interesse ist, diese Pandemie
so gut wie möglich zu überstehen.
Daher ist es auch nötig, dass sich
jeder mit seinen zur Verfügung
stehenden Ressourcen in dieser
Krise beteiligt – die Armenwie die
Reichen, die Mieter wie die
Vermieter, die Privaten wie die
Gemeinnützigen.“

Wie lautet der so oft gehörte Co-
rona-Slogan? „Gemeinsam schaf-
fen wir das!“ Aus dieser notge-
drungenen Arbeitsgemeinschaft
ist niemand ausgenommen.

Wer übernimmt die Verantwortung für die aktuelle Wohnungskrise?
Beitrag im Rahmen des Hashtags #WieWirCoronaWohnen.
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IneinemoffenenBriefwerdenVermieterinnenundHauseigentümerzurVerantwortunggezogen.Sie sollen in
HärtefällenMieternunterdieArmegreifen.Auch langfristigeWohnrechtsreformenwerdengefordert.EinAufruf.

Wer zahlt die Krise?
WojciechCzaja
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Ich bin am Boden zerstört und nehme jede Hilfe an. Hätte ich zum
Institutsprimarius keinen aufrechten Akutkontakt, würde ich jetzt
gerade unter dem Tisch eines meiner Stammlokale liegen und „bitte
einen allerletzten Wodka“ lallen, „doppelt!“. Oder schlimmer, ich
könnte tot sein. Bis zu einem stationären Behandlungsbeginn verge-
hen nämlich nicht selten Wochen. Wochen, die ich vermutlich
nicht damit verbracht hätte, mein Leben zum Bejahenden und Heil-
samen umzugestalten oder mir gar die Fußnägel zu schneiden. Ich
hätte unerbittlich weitergetrunken, mich dem Untergehen hingege-
ben, dem Alkohol willenlos ausgesetzt oder, kurz und frei nach
Meister Yoda, „stark in mir die Sucht ist“. Doch der Primarius hat
die verschlungenen Verwaltungswege verkürzt. Drei Tage nach
meinem Anruf sitze ich von den letzten Monaten schwer gezeichnet
in der kleinen Ankunftshalle des Instituts. Ich glaube zu wissen,
dass heute Donnerstag ist. Auf dem Weg durch das Foyer bleibt der
Primarius stehen, sagt fröhlich, wie er nun mal ist, „guten Tag, Herr
Traun, gut, dass Sie gekommen sind“. Es braucht seine Zeit, bis die
Dankbarkeit einsetzt. Noch schwanke ich zwischen tiefer Scham,
restalkoholbedingtem Größenwahn und dem dementsprechend an-
maßenden Standpunkt, der eigentliche Herr im Haus zu sein.
Der aber war ich seit langer Zeit nicht einmal im eigenen.

VonPhilippTraun
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Philipp Traun, geb. 1976, Waldorfpädagoge und Autor, lebt und
arbeitet in Petronell-Carnuntum. Im Sommer 2019 hat er begon-
nen, an diesem Prosaprojekt zu arbeiten, das aus sehr persönli-
cher Sicht Momentaufnahmen eines zwölfwöchigen Suchtklinik-

aufenthalts in einer österreichischen Psychiatrie einfängt.

WOCHE 2

Die Postkarten-Kolumne „Lg aus ...“ wird
bis Juni ausgesetzt. Über Postkarten von

Autoren freuen wir uns trotzdem.
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